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Durchsetzung einer persönlichen Anhörung
Sachverhalt

Zurzeit finden Abklärungen betreffend einer Beistandschaft gemäss Art 308 ZGB. 

Der Rechtsanwalt von Herrn A. hat bei uns eine Gesuch um eine Beistandschaft gemäss Art. 308 ZGB eingereicht, weil das Besuchsrecht von seitens von Frau A. nicht eingehalten und oft kurzfristig und willkürlich geändert wird. Eine einvernehmliche Einigung zwischen Herrn A und Frau A ist unmöglich. Eine Besuchsrechtsregelung besteht (Obergericht X im Feb. 2001). Frau A hat das alleinige Sorgerecht. Die Kinder sind 1992 und 1995 geboren. 

Das Kantonsgericht X hat im März 1999 vorsorgliche Massnahmen nach Art. 145 ZGB und eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB angeordnet. Diese wurde aber wieder aufgehoben.

Frau A. wurde per Einschreiben (2x) zu einer Anhörung eingeladen. Sie ist nicht dazu erschienen, sie weiss aber um die Abklärungen seitens der VB. Die Schreiben werden nicht angenommen. Telefonische Rückfragen sind fast nicht möglich, da Frau A uns nur beschimpft und zu keiner Zusammenarbeit bereit ist. Es macht den Eindruck, dass sie psychsiche Probleme hat. Die Anhörung von Herrn A hat stattgefunden.

Nun unsere konkrete Anfrage: 

1.
Welche Möglichkeiten haben wir, um Frau A zu einer Anhörung zu bewegen? 

2.
Kann die Vormundschaftsbehörde eine Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB aufgrund der (einseitigen) Aktenlage und ohne Anhörung von Frau A. beschliessen?

3.
Sind die Kinder gemäss Art 314 ZGB anzuhören?

4.
Können die Kinder ohne Rücksprache mit der sorgeberechtigten Mutter angehört werde?

5.
Können ohne Rücksprache mit der sorgeberechtigten Mutter Berichte z.B. von Lehrpersonen eingeholt werden?

Erwägungen

1. Zwangsmassnahmen zur Anhörung

Die mündliche Anhörung stellt den Regelfall dar und erfolgt aufgrund einer Aufforderung der Behörde an die betroffene Person. Diese muss der Vorladung entnehmen können, weshalb sie erscheinen muss. Wird der Vorladung ein erstes Mal nicht Folge geleistet, so hat eine zweite Vorladung zu ergehen. Ist auch diese erfolglos, so kann die Behörde zu den gesetzlichen Zwangsmassnahmen greifen (polizeiliche Hilfe, Androhung der Ungehorsamsstrafe nach Art. 292 StGB), um die betroffene Person anzuhören. Hat diese der Vorladung nicht Folge geleistet und besteht auch keine Möglichkeit, die Anhörung mit Zwangsmitteln zu bewirken, so entscheidet die Behörde aufgrund der Akten und hält im Protokoll fest, dass die Anhörung nicht möglich war.
 

2. Entscheid aufgrund einseitiger Aktenlage

Die Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB kann nur angeordnet werden, wenn es die Verhältnisse erfordern. Die Behörde ist demnach verpflichtet, die Verhältnisse der beteiligten Personen abzuklären. Weigert sich eine Partei, bei der Abklärung mitzuwirken, sind andere Möglichkeiten zu suchen, um die gewünschten Informationen zu erhalten. Dies kann z.B. über die Schule der Kinder und andere involvierte Stellen geschehen. 

3. Anhörung von Kindern

Die Anhörung ist einerseits ein Persönlichkeitsrecht des Kindes und dient andererseits der Feststellung des Sachverhalts. Dabei geht es nicht um das absolute Selbstbestimmungsrecht des Kindes in den zu entscheidenden Belangen; auf die Meinung des Kindes ist lediglich, aber immerhin, soweit tunlich Rücksicht zu nehmen (Art. 133 Abs. 2; Art. 301 Abs. 2 ZGB); sie ist umso stärker zu gewichten und zu berücksichtigen, je älter und reifer das Kind ist. Die Meinungsäusserung des Kindes bildet eine von mehreren Entscheidungsgrundlagen für das Gericht oder die Vormundschaftsbehörde; die Würdigung hat unter Berücksichtigung der gesamten Umstände zu erfolgen.

Auf die Anhörung kann nur verzichtet werden, wenn sie aufgrund des Alters nicht möglich ist, oder wenn andere wichtige Gründe dagegen sprechen.

Das Gesetz nennt richtigerweise keine untere Altersgrenze.

· Bis zum Alter von etwa drei Jahren fällt eine Anhörung aus entwicklungspsychologischen Gründen ausser Betracht. 

· Die Anhörung von Kindern unter 6 Jahren hat, wenn überhaupt, ausschliesslich durch entsprechend geschulte und erfahrene Fachpersonen zu erfolgen.

· 6- bis 12-jährige Kinder können durchaus angehört werden, auch wenn der Beweiswert der gemachten Aussagen beschränkt ist, weil Kinder in diesem Alter für Beeinflussungsversuche noch besonders anfällig sind. Die Bewertung ihrer Aussagen erfordert entwicklungspsychologische Kenntnisse und die Durchführung der Anhörung ist methodisch anspruchsvoll.

· Mehr als 12 Jahre alte Kinder sollten, ausser bei Vorliegen wichtiger Gründe, regelmässig angehört werden.

Als andere wichtige Gründe, bei denen auf eine Anhörung verzichtet werden kann, kommen in Frage:

· die Tatsache, dass ein Kind, dessen Sorgezuteilung nicht strittig ist, kurz vor der Mündigkeit steht,

· die ablehnende Haltung eines Kindes gegen die Anhörung,

· die Annahme, dass ein Kind durch die Anhörung einer starken seelischen Belastung ausgesetzt würde, 

· ein Wohnsitz des Kindes im Ausland,

· die Dringlichkeit des Verfahrens,

· der allgemeine Gesundheitszustand des Kindes (z.B. schwere geistige oder psychische Störung), 

· das Vorliegen eines aktuellen Gutachtens, das alle relevanten Fragen schlüssig beantwortet und die Meinung des Kindes berücksichtigt,

· das Bestehen einer Beistandschaft, sofern der Beistand/die Beiständin die Meinung des Kindes hinreichend ins Verfahren eingebracht hat.

4.
Anhörung ohne Rücksprache der Eltern

Der Einbezug der Eltern bei der Einladung zu einer Anhörung ist praktisch zwingend. Der das Kind betreuende Elternteil muss über den Termin informiert sein, weil er dafür sorgen muss, dass das Kind ihn nicht verpasst. Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, das Kind schriftlich zur Anhörung vorzuladen und die Begleitperson in einem separaten Brief über den Termin zu informieren.
 Ein direktes Schreiben an das Kind kommt nur dann in Frage, wenn es bereits älter ist (ca. 14 Jahre).

Um einem allfälligen Misstrauen vorzubeugen, sollten die Eltern schon anlässlich ihrer Anhörung auf die Bedeutung und den obligatorischen Charakter der Anhörung des Kindes aufmerksam gemacht werden.

Im Falle einer beharrlichen Weigerung der Mutter, die Kinder zur Anhörung zu schicken, könnte die Anhörung über die Schule erfolgen, d.h. die anhörende(n) Person(en) würden die Kinder z.B. nach der Schule in einem Schulzimmer anhören. Die Mutter sollte aber darüber, wenn nicht im Voraus, so mindestens danach, informiert werden. Die Information im Voraus muss eventuell unterbleiben, wenn zu befürchten ist, dass die Mutter die Anhörung zu vereiteln sucht oder die Kinder einseitig beeinflusst und unter Druck setzt. Bevor zu solchen Mitteln gegriffen wird, ist jedoch alles zu versuchen, um die Mutter zur Kooperation zu bewegen.

5.
Einholen von Berichten

Die Auslösung eines Kindesschutzverfahrens beginnt mit der Beurteilung der Frage, ob das Wohl eines Kindes gefährdet sei.
 Die zuständige Vormundschaftsbehörde hat bei einer entsprechenden Gefährdungsmeldung die nötigen Abklärungen zu tätigen. Die Vormundschaftsbehörde lädt dazu in der Regel die Eltern zu einem gemeinsamen Gespräch ein und informiert darüber, dass eine Gefährdungsmeldung eingetroffen und eine Abklärung über die Situation des Kindes angeordnet worden ist.
 In diesem Zusammenhang kann auch gleichzeitig die abklärende Person vorgestellt und Inhalt und Ziel und Vorgehensweise der Abklärung bekanntgegeben werden. Bei der Vorgehensweise kann konkret darauf hingewiesen werden, dass Berichte von Lehrpersonen eingeholt werden.

Luzern, 27. Januar 2004 Judith Binder
� Häfeli Christoph, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, Wädenswil 1998, S. 180


� Diese Angaben und weitere Einzelheiten zur Anhörung von Kindern in: Konferenz der Kantonalen Vormundschaftsbehörden (Hrsg.), erarb. Baviera/Häfeli/Stettler/Vogel, Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe, 2. Aufl., Luzern 2001


� Schütt Thomas, Die Anhörung des Kindes im Scheidungsverfahren, Zürich/Basel/Genf 2002, S. 266 (zit. Schütt)


� Sutter Thomas/Freiburghaus Dieter, Kommentar zum neuen Scheidungsrecht, Zürich 1999, RN 15 zu Art. 144


� Weitere Informationen zum konkreten Vorgehen bei der „Vorladung“ des Kindes in Schütt, S. 265 ff.


� Zum Begriff des Kindeswohls vgl. Basler Kommentar ZGB-Affolter, Art. 405 N 14 und dort zit. Fundstellen


� Die Meinungen gehen auseinander, ob Eltern auch dann einzbeziehen sind, wenn von Ihnen selbst in strafbarer Weise eine Gefährung des Kindes ausgeht, wie das beispielsweise bei Kindsmisshandlung der Fall ist (Beratungskonzept Kinderschutz der Stadt Zürich, S. 39)





[image: image1.png]